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20 Positionen 
zum Stand der Auseinandersetzung: 

Jetzt kämpfen wir bundesweit 
1. Für mehr Personal im Krankenhaus 
Wir kämpfen für mehr Personal im Krankenhaus. Wir setzen uns für eine gesetzliche 
Personalbemessung ein, lassen aber auch die Arbeitgeber nicht aus der 
Verantwortung und wollen einen Tarifvertrag Entlastung. Unser Vorhaben bettet sich 
in weitergehende gesellschaftspolitische Erfordernisse ein. So fordern wir ein 
Verbundklinikum Saar in demokratischer Kontrolle. 
Wir sagen: mehr von uns ist besser für alle. Wir brauchen mehr Personal in den 
Krankenhäusern, damit Patientinnen und Patienten gut und sicher versorgt und 
gepflegt werden können und die Beschäftigten bei ihrer Arbeit gesund bleiben. 
Unser politisches Ziel ist eine gesetzliche Personalbemessung mit entsprechender 
zweckgebundener Finanzierung für die Krankenhäuser.  
Eine flächendeckend gute Versorgungsqualität kann es nur mit gut qualifiziertem 
Personal in ausreichender Anzahl geben. Dies zu gewährleisten, liegt in der 
Verantwortung des Staates, denn die Gesundheitsversorgung ist elementarer 
Bestandteil der Daseinsvorsorge. Ein gesetzlicher Rahmen zur Qualitätssicherung, 
insbesondere die Vorgabe bedarfsgerechter Personalzahlen, sichert eine gute 
Patientenversorgung.  

2. Tarifvertrag und politische Forderung 
Verbindliche Vorgaben für mehr Personal in den Krankenhäusern ist eine politische 
Aufgabe, die einen Paradigmenwechsel und Systembruch verlangt. Wir akzeptieren 
nicht länger die Verlagerung des Problems auf uns Beschäftigte und fordern von 
unseren Arbeitgebern Arbeitsbedingungen, die nicht unsere Gesundheit gefährden. 
Diese Argumentation ermöglicht uns bewusst die Kampfform Streik einzusetzen. 
Durch die Verweigerung unserer Arbeitskraft können wir die Verhältnisse bewegen. 
Wir haben 21 saarländische Krankenhäuser unterschiedlicher Trägerschaft zu einem 
Tarifvertrag Entlastung aufgefordert und befinden uns weiterhin in einem 
Arbeitskampfmodus. 

3. Das schwächste Glied und die Widersprüche 
Wer eine Kette zerreißen will, muss das schwächste Glied erkennen. Wir erkennen, 
dass eines der schwächsten Glieder der „neoliberalen“ Austeritätspolitik die 
Unterordnung des Krankenhauswesens unter den Markt ist. Die konkrete 
Bewegungsform ist das Finanzierungssystem DRG.  
Materiell und ideologisch ist dieses System gegen die Mehrheit der Bevölkerung 
gerichtet. Das Sozialversicherungssystem als konkreter Ausdruck eines 
Kräfteverhältnisses zwischen Kapital und Arbeit und die Eigentumsfrage der 
Krankenhäuser im Rahmen der gesundheitlichen Daseinsvorsorge werden 
gewaltigen Veränderungsprozessen unterworfen.  
Die Widersprüche zwischen den Akteuren ergeben neue Chancen für Bündnisse. Die 
Partikularinteressen der Beschäftigten der Krankenhäuser und der 
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Gesamtbevölkerung befinden sich in Übereinstimmung und stellen zwei Seiten einer 
Medaille dar.  
Dabei ist der Kampf für Entlastung und mehr Personal im Krankenhaus nicht nur ein 
Kampf um unsere eigene Gesundheit und die gesundheitliche Versorgung unserer 
Patienten, sondern auch eine Frage des Bereiches der Reproduktion der Arbeitskraft 
für alle abhängig Beschäftigten, es geht folglich um den Wert der Arbeitskraft für alle 
arbeitenden Menschen. 

4. Die Pflegekraft ist das Subjekt 
Das entscheidende Subjekt in dieser Auseinandersetzung ist die Pflegekraft, welche 
spezielle organisatorischen Fähigkeiten und kollektive Fertigkeiten im Sozialraum 
Pflegeteam entwickelt hat. Die subjektiv geschaffenen ökonomischen 
Rahmenbedingungen durch das DRG-System machen objektiv die Pflegekräfte zu 
den Hauptleidtragenden der neoliberalen Ausrichtung des Gesundheitswesens. 
Ihnen fällt gleichzeitig aber auch objektiv eine aktive Rolle bei der Bestimmung des 
Werts der Arbeitskraft aller Beschäftigten zu, wie unter Position 3 ausgeführt. 
Dabei haben wir durchaus alle Beschäftigte im Blick. Wir fordern mehr Personal und 
Entlastung für alle Bereiche des Krankenhauses. Wir sind gegen Ausgliederung und 
prekäre Beschäftigung. Wir lassen uns nicht spalten und gegeneinander ausspielen. 
Weder die eine Berufsgruppe gegen die andere, noch das kommunale gegen das 
kirchliche Haus, weder das Haus mit roten gegen das mit schwarzen Zahlen. 
Viele Kolleginnen und Kollegen insbesondere in der Pflege sind aktiv und mutig 
geworden. Aber wir erkennen auch, dass es nicht wenige gibt, die noch zweifeln, die 
noch unsicher und unentschlossen sind. Die zum teil noch abseits stehen bzw. noch 
nicht bereit sind zu streiken. Das wird sich nur ändern, wenn wir diese Kolleginnen 
und Kollegen für den gemeinsamen Kampf gewinnen. Wenn wir diesen Kampf 
gewinnen wollen, brauchen wir alle. 

5. Ohne Kirche geht es nicht 
In unserer Strategie für den Arbeitskampf gingen wir stets von der Notwendigkeit der 
Einbeziehung der kirchlichen Häuser aus, wohl wissend, dass unser Einfluss dort  
bisher relativ gering ist. Wir setzten auf einen Dominoeffekt. Schon im Vorfeld gingen 
wir auf die Kolleginnen und Kollegen sehr offensiv zu und bezogen sie in unsere 
Aktivitäten mit ein. Dabei machten wir nicht die Position zum so genannten Dritten 
Weg zur Sollbruchstelle, sondern die Frage, wollt ihr Entlastung oder nicht. Heute 
sind wir Teil der Belegschaften in den kirchlichen Häusern. ver.di-Betriebsgruppen 
sind entstanden. 
Gerade diese Kolleginnen und Kollegen gaben der Gesamtbewegung wichtige 
Impulse. Wichtige Persönlichkeiten bestimmen nun das Gesicht der Gewerkschaft in 
kirchlichen Krankenhäusern. In zwei Krankenhäusern entwickelten sie sich bis zur 
Streikbereitschaft. 
Dies ist umso mehr beachtlich und verlangt einen klugen Einsatz, da die Arbeitgeber 
alles unternehmen, um einen Zutritt zu erschweren. Es gehört zu den wichtigsten 
Erfahrungen unserer Bewegung, dass die kirchlichen Kolleginnen und Kollegen für 
die Auseinandersetzung gewinnbar sind.  



	 3	

6. Wir haben vieles in Bewegung gesetzt 
Von der Pflege-Tortour des Jahres 2008, über Brückenaktion der 13 Krankenhäuser, 
sieben Ultimaten, Saarbrücker Aufschrei, Homburger Aufstand, Großdemonstration 
am 12. Oktober 2013 bis zur Aktion 162.000 Menschen für 162.000 fehlende Stellen 
in den Krankenhäusern haben wir viel unternommen, um das Thema Pflegenotstand 
in den Krankenhäusern zu thematisieren.  
Im Oktober 2015 schlugen wir auf dem Völklinger Symposium „Krankenhäuser - wie 
krank ist das denn?“ vor, uns auf dem Weg zu einem Tarifvertrag Entlastung für alle 
saarländischen Krankenhäuser zu machen.  
Im Februar 2016 verabschiedeten Vertreterinnen der saarländischen Krankenhäuser 
in Mettlach einen Neun-Stufen-Plan für einen Tarifvertrag Entlastung.  
Wir bauten ein Tarifberaterinnen-System auf und warben hunderte neue 
Mitstreiterinnen. 

7. Wir haben Neuland betreten 
Im November forderten wir die Arbeitgeber von 21 Krankenhäusern zu 
Tarifverhandlungen auf. Das ist Neuland, denn für die Krankenhäuser gibt es keinen 
Branchen-Tarifvertrag und keinen einheitlichen Arbeitgeberverband.  
Sowohl Inhalt, Art wie Methode dieses Kampfes ist vollkommen neu.  
Zu Beginn haben wir sehr transparent selbst uns neun Hürden aufgestellt und für alle 
Beschäftigten und die Öffentlichkeit kontrollierbar, Bedingung für Bedingung erfüllt. 
Bis zur Stufe Acht haben wir uns vorgekämpft.  
Wir erklärten, nur dann für eine Lösung einzutreten, wenn wir sie zumindest in elf 
Krankenhäusern durchsetzen können.  

8. Zweites Standbein ist die Bündnispolitik 
Von Anfang an entwickelten wir eine breite Bündnisarbeit innerhalb der 
Zivilgesellschaft. 5.500 Saarländerinnen und Saarländer unterstützen den 
Saarbrücker Appell für mehr Pflegekräfte. Die Kraft unserer Bewegung ist die 
Solidarität. 
Zentrale Rolle spielen die Klinikseelsorger. Dabei gelang es besonders im 
katholischen Teil der Arbeiterbewegung viele Unterstützerinnen zu gewinnen.  
Die Kraftanstrengungen waren nur möglich, indem wir das Anliegen unseres 
Fachbereiches zum Gesamtanliegen der ver.di machten und der Bezirk uns praktisch 
wie materiell unterstützte. Nur so konnten wir gewährleisten, dass wir im Rahmen 
einer dreimonatigen Erschließungskampagne über 5.000 Gespräche mit Kolleginnen 
und Kollegen führen konnten. 
Einen Kern der Solidarität stellt der Beistandspakt durch den Deutschen 
Gewerkschaftsbund Saar da. Sehr ermutigend auch die Solidaritätserklärung der IG 
Metall und deren Unterstützung am Streiktag am 27.3.2017. 

9. Neue Form der Partizipation geschaffen 
Mit dem Aufbau eines Tarifberaterinnensystems haben wir eine neue Form der 
Partizipation der Beschäftigten geschaffen. Durch ein gestaffeltes und flexibles 
System des Kleinen Koordinierungskreis, des Großen Koordinierungskreises, der 
Kommission Entlastung, der Delegiertentreffen und Tarifberaterinnentreffen und der 
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Hausverantwortlichen im UKS wurde ein effektives demokratisches System 
geschaffen, das eine ständige Einbeziehung der Basis gewährleistete. So konnten 
wir mit knapp 200 Delegierten schnell 4.000 Kolleginnen erreichen.  
Wir wissen um die Problematik, dass unser offenes und transparentes System zwar 
gut für die Kolleginnen und Kollegen in den Krankenhäusern ist, dass wir damit aber 
auch unsere Gegner in Kenntnis über unsere Maßnahmen und Vorhaben setzen. 
Dies ist auch für uns ungewöhnlich und neu. Wir verstehen dies aber als eine 
Voraussetzung dafür, dass sich an der Basis selbstbewusste Subjekte entwickeln 
können. Dies ist für die Führung einer solchen Auseinandersetzung unabdingbar. 

10. Neue Kommunikationskanäle 
Mit dem Ausbau eines SMS- und eines Newslettersystems bei gleichzeitiger Nutzung 
der Sozialen Medien wurden moderne Formen der Kommunikation genutzt, dabei 
wurden bestehende Kommunikationskanäle wie Whatsapp-Gruppen ebenfalls 
eingesetzt. 

11. Poltische Erfolge 
Im Saarland hat man Respekt vor unserem Engagement. 
Das saarländische Gesundheitsministerium verspricht, im nächsten 
Krankenhausplan mit Anhaltszahlen Vorgaben für Personal auf den Stationen zu 
geben. Insgesamt sollen bis 2025 Investitionsmittel in Höhe von 280 Millionen Euro 
für die Krankenhäuser bereitgestellt werden. Im Bundesrat brachte die 
Landesregierung eine eigne Initiative zur Stärkung der Pflege ein.  
Das Bundeskabinett hat einen Gesetzentwurf über die Einführung von Personaluntergrenzen 
auf den Weg gebracht: DKG und GKV-Spitzenverband bekommen Zeit bis Juni 2018, 
pflegesensitive Bereiche festzulegen und verbindliche Personaluntergrenzen zu 
vereinbaren. Der Gesetzentwurf geht zurück auf die Schlussfolgerungen aus den 
Beratungen der Expertenkommission.   

Im Saarland wurde eine Verordnung geschaffen, welche die Ausbildung ab Oktober 
2017 verbessert und sicherstellt, dass 10 Prozent der praktischen Ausbildung mit 
einer hauptamtlichen Praxisanleitung erfolgen muss. Das soll 60 neue Stellen 
bedeuten. 

Es soll betriebliche Vereinbarungen für mehr Familienfreundlichkeit geben. 

12. Die Blockadepolitik der Arbeitgeber wurde durchbrochen 
Die Krankenhäuserträger haben gemeinsam mit uns festgestellt: „Es muss 
finanziellen Spielraum geben für eine deutlich bessere Personalausstattung, die eine 
adäquate Personalbesetzung auf Normalstation, Intensivstation, im OP und im 
Nachtdienst, sowie verlässlich Dienstpläne und die Einhaltung der Pausenregelung 
ermöglicht. Wir bekennen uns dazu, dass betrieblich Regelungen zu treffen sind, 
damit auch im Konfliktfall die vorgenannten Ziele eingehalten werden." 
Die Uniklinik hat sich als erstes Haus bereit erklärt, über Entlastung zu verhandeln. 
Das UKS nimmt Verhandlungen mit ver.di insbesondere mit folgender Zielsetzung 
auf:  

! Regelungen zur Entlastung aller Beschäftigten beim UKS  
! Besetzung in der Nacht mit der Zielsetzung keine Nacht allein 
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! Entlastung im Bereitschaftsdienst aller Bereiche 
! Entlastung für ältere Beschäftigte 
! Einrichtung eines Personalpools, oder mehrere Fachpools, die nur durch 

zusätzliche, zu schaffende Stellen über dem jetzigen Stellenplan eingerichtet 
werden können  

! Regelungen zum Konsequenzenmanagement, sofern vereinbarte 
Entlastungsregelungen nicht eingehalten werden  

Diese Verhandlungen werden im Monat April 2017 aufgenommen.  
Mit der Marienhausgruppe und der Caritas in Saarbrücken gibt es Gespräche. Auch 
das DRK  hat Verhandlungen für ihre Häuser in Saarlouis und Mettlach angeboten.  

13.  Mehr selbstbewusste ver.dianer in Krankenhäusern 
Durch Einsatz von erheblichen personeller Ressourcen gelang es, den 
gewerkschaftlichen Organisationsgrad seit der Darlegung unseres Vorhabens im 
Oktober 2015 um 26,1 % zu steigern. Wir können uns jetzt anstatt auf die geplanten 
321 auf 555 Tarifberaterinnen und 1.430 Aktivistinnen stützen.  
Eine Demonstration mit 4.500 Kolleginnen zeigte unsere Mobilisierungsfähigkeit. Die 
Streiktage und die Dudweiler Konferenzen zeugen von einer guten Durchdringung. In 
zehn Krankenhäuser sind auf mehr als der Hälfte der Stationen und Bereiche 
Tarifberaterinnen aktiv, in fünf Krankenhäuser sind es über 75 % der Bereiche. In 
acht Krankenhäusern liegt der Organisationsgrad über den magischen 25 %. Neue 
Betriebsgruppen bildeten sich. 

14. Unser Stärke reicht noch nicht  
Wir hatten im Vorfeld vereinbart, dass eine saarländische Insellösung nur vorstellbar 
ist, wenn mindestens elf Krankenhäuser unterschiedlicher Trägerschaft zu 
Entlastungsmaßnahmen gezwungen werden können. Ansonsten vernichten wir jene 
Krankenhäuser, in denen wir gut organisiert sind.  
Um einen Tarifvertrag Entlastung durchzusetzen müssen wir so stark aufgestellt 
sein, um mindestens elf Krankenhäuser ökonomisch dazu zwingen zu können. 
Soweit sind wir noch nicht. 
Aktuell könnten wir folgende Krankenhäuser unbefristet bestreiken, sofern die 
KollegInnen vor Ort es auch wollen: 

• Knappschaftskrankenhaus Sulzbach 
• Knappschaftskrankenhaus Püttlingen 
• Uniklinik des Saarlandes 

Zu zeitlich befristeten Arbeitskampfmaßnahmen sind die Kolleginnen und Kollegen 
folgender Krankenhäuser bereit: 

• SHG Kliniken Völklingen 
• DRK Klinik Mettlach 
• SHG Merzig 
• Marienkrankenhaus Ottweiler 

Warnstreikaufrufen folgen Beschäftigte folgender Häuser: 
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• Klinikum Saarbrücken 
• Caritaskrankenhaus Saarbrücken 
• Kreiskrankenhaus St. Ingbert 

Unseren Streikaufrufen folgte nur einzelne Kollegen aus den anderen kirchlichen 
Häusern, aber auch nicht vom DRK Krankenhaus Saarlouis.  
Zwar gibt es Tarifberaterinnen in mehr Häusern und es wird sich auch an der 
Diskussion auf den Delegiertentreffen beteiligt, der Organisationsgrad ist dort aber zu 
gering, um ernsthaft und verantwortungsbewusst zu einem Streik zu rufen. Die 
Gefahr ihn zu verlieren ist zu hoch. In dieser Situation zu einem Erzwingungsstreik 
zu mobilisieren können wir nicht verantworten. 

15. Das Saarland kämpft jetzt bundesweit 

Wir wissen, dass wir grundsätzliche bundesdeutsche Probleme nicht im Saarland 
allein lösen können. Wir stellen nur ein Achtzigstel der Bevölkerung und lediglich 
gerade etwas mehr als ein Prozent der Krankenhäuser befinden sich in unserem 
Land. Die Saar ist zu schmal für das Schiff mit acht Segeln und 50 Kanonen an Bord. 
In der nächsten Phase kämpfen wir bundesweit. 
Unser Bundesfachbereichsvorstand hat im April eine Strategie für unsere Bewegung 
für mehr Personal und Entlastung im Krankenhaus entwickelt. Auf drei Ebenen 
kämpfen wir nun bundesweit. 
Politisch: Der Schwerpunkt liegt im Jahr der Bundestagswahl auf der Durchsetzung 
gesetzlicher Vorgaben für die Personalausstattung. Wir fordern ein Sofortprogramm, 
damit niemand mehr alleine in einer Schicht arbeiten muss. Außerdem fordern wir 
Zeit für Ausbildung. 
Betrieblich: Mit ausgewählten Kliniken erhöhen wir den Druck auf die Arbeitgeber, 
um mehr Personal und Entlastung durchzusetzen. Ziel ist, dass die Beschäftigten 
Grenzen setzen und kollektiv keine freiwilligen Leistungen erbringen. 
Tariflich: In Schwerpunktkliniken fordern wir bundesweit Arbeitgeber zu 
Tarifverhandlungen über einen Tarifvertrag Entlastung auf.  
Die Aufforderungen im Saarland bleiben bestehen. Die bestehenden Gesprächs und 
Verhandlungsangebote werden geführt. Die Gespräche mit der Saarländischen 
Krankenhausgesellschaft werden fortgesetzt. 
Wir machen mit den SHG-Kliniken Völklingen (Sofern hier nicht ernsthaft verhandelt 
wird: Unikliniken Homburg bzw. Marienhausklinik Ottweiler) in der Gruppe der 20 
Krankenhäuser in den Tarifauseinandersetzungen mit und sind damit Teil der ein 
Prozent der Krankenhäuser, die bundesweit für einen Tarifvertrag Entlastung 
kämpfen.  

Die genannten Krankenhäuser erfüllen die vom Bundesfachbereichsvorstand 
geforderten Kriterien. Die sind streikfähig, aktive ver.di Gruppen sind vorhanden und 
die Interessenvertretungen unterstützen die ver.di-Aktivitäten. Dort sind mehr als 25 
Prozent der Beschäftigten und mehr als 25 Prozent der Pflegekräfte gewerkschaftlich 
organisiert. Die OPs sind streikfähig, Stationsschließungen sind vorstellbar und 50 
Prozent der Stationen und Abteilungen verfügen über Tarifberaterinnen. 

Mit unseren Krankenhäuser SHG Sonnenberg, SHG Merzig, 
Knappschaftskrankenhaus Püttlingen, Knappschaftskrankenhaus Sulzbach, 
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Marienkrankenhaus Ottweiler, Marienkrankenhaus St. Wendel, Caritaskrankenhaus 
Saarbrücken und Kreiskrankenhaus St. Ingbert sind wir Teil der 80 Krankenhäuser, 
jenen „5 Prozent der Krankenhäuser“, die Freiwilligenleistungen zurückdelegieren 
und auf die Einhaltung des Rechts und der Tarifverträge bzw. anderen 
Schutzverordnungen pochen und durch Ausnutzung aller Mitbestimmungsrechte ein 
„Weiter so“ verhindern.  
Die anderen saarländischen Krankenhäuser nehmen teil an der Bewegung und üben 
Solidarität. 

16. Pilotverhandlungen mit der UKS 
Besonderes Augenmerk legen wir auf die Verhandlungen mit den Unikliniken des 
Saarlandes. Inhaltlich sind die Gegenstände durch die Vereinbarung festgelegt. Es 
können sich daraus weitere Handlungsfelder ergeben. Wir haben eine 
Tarifkommission gewählt. Am UKS kann ein Beispiel geschaffen werden. 

17. Verhandlungen mit kirchlichen Trägern 
Die Beratungen über Entlastung mit der Caritas in Saarbrücken und der 
Marienhauskliniken sind von großer Bedeutung. Sie sind in bestimmtem Sinne 
historisch und verlangen von beiden Seiten viel Fingerspitzengespür. Es geht uns um 
konkrete Entlastungsschritte in diesen Häusern und um eine Angleichung der 
Arbeitsbedingungen an die anderer Krankenhäuser. Erstmalig haben sich 
Beschäftigte  katholischer Häuser ernsthaft sich auf einen Streik vorbereitet und 
ver.di hat den Streik nur wegen den konkreten Gesprächsangeboten ausgesetzt. 
Die Verhandlungen zwischen katholischen Trägern und ver.di sollen Entlastungen 
zum Gegenstand haben, so wie wir das in der Kommission Entlastung diskutiert 
haben. In diese Verhandlungen beziehen wir die ver.di-Betriebsgruppen der 
betroffenen Häuser mit ein. 
In wie weit wir in der Lage sind die damit verbundenen Chancen zu ergreifen wird 
auch davon abhängen, wie ver.di dafür Ressourcen bereitstellen kann. 

18. Das politische Feld weiter im Blick 
Wir bleiben auf dem politischen Feld aktiv, fordern weiterhin die gesetzliche 
Personalbemessung und treten für eine Erhöhung der Gelder für die Investitionen 
ein. Die Investitionen sind keine freiwillige Leistung. Sie sind nötig, um die 
Daseinsvorsorge auf dem Gebiet der Krankenversorgung zu gewährleisten. Wer die 
notwendigen Investitionen nicht bezahlt, verhält sich gesetzwidrig. Damit macht man 
sich mitschuldig an dem Pflegenotstand und den oft erschreckenden 
Arbeitsverhältnissen. Wenn jetzt die Investitionen von 28,5 Millionen um jährlich 5 
Millionen Euro auf erhöht werden, dann sind noch nicht einmal die Mittel des Jahres 
2011 von 38,7 Millionen Euro erreicht. Schätzungsweise wird von einem bedarf von 
weiteren 40 bis 50 Millionen Euro pro Jahr gesprochen. 
Wir messen die Landesregierung an den Versprechungen des 
Gesundheitsministeriums und arbeiten in diesem Sinne am Pflegpakt weiter mit und 
begleiten die Diskussion um den neuen Krankenhausplan. 

19. Unverzügliche Sofortmaßnahmen durchsetzen 
Wir begrüßen es, wenn auf Bundesebene entsprechend einem Kabinettsbeschluss 
die Krankenhäuser und Krankenkassen bis 2018 Personaluntergrenzen für 



	 8	

Pflegekräfte in bestimmten Krankenhausbereichen festlegen sollen. Aber das reicht 
uns nicht, weil sich dies nur auf wenige Bereiche beziehen soll. Und die Deutsche 
Krankenhausgesellschaft lehnt dies außerdem kategorisch ab.  
Indem die Verantwortlichkeiten hin und her geschoben werden, wird sich nichts 
ändern. Angeblich geht nichts. Die Misere darf das Krankenhauspersonal ausbaden. 
Das gesamte System würde schon zusammenbrechen, wenn das Pflegepersonal 
korrekt sich die Hände desinfizieren würde. Dafür fehlt die Zeit. 
ver.di fordert weiterhin die große Lösung für alle Bereiche der Pflege und ein 
Sofortprogramm, das kurzfristig Entlastung schafft: Niemand muss mehr alleine in 
einer Schicht arbeiten.  
Mit unserer Bewegung für mehr Personal und Entlastung im Krankenhaus halten wir 
den Handlungsdruck aufrecht.  
Notwendig ist ein Personalbemessungssystem, welches die unterschiedlichen 
individuellen Pflegebedarfe berücksichtigt. In anderen Ländern, die eine 
Mindestbesetzung für das Verhältnis Patienten/Pflegefachkraft durch den 
Gesetzgeber eingeführt haben, werden diese durch die Verpflichtung der 
Krankenhäuser ergänzt, den individuellen Pflegebedarf jedes Patienten zu erheben 
und ggf. erforderliches zusätzliches Personal vorzuhalten. 

20. Wir opfern nicht unsere Gesundheit für ein falsches System  
Wenn nichts geschieht, dann dürfen wir nicht länger mitmachen.  
Wir verlangen unverzüglich die Festlegung von gesundheitsschützenden 
Mindestbesetzungen sowie von Maßnahmen bei deren Unterschreitung von den 
Krankenhäusern, sonst verweigern wir nicht geschuldete Leistungen. Dabei stützen 
wir uns auf das Arbeitsschutzgesetz und pochen auf die Mitbestimmung.  
Wir werben für kollektive Verpflichtungen „Wir sind dabei“ und entwickeln kollektive 
Widerstandsformen bis hin zu Ultimaten. 
Wir verlangen von unseren Arbeitgeber, in den unterschiedlichen Arbeitsbereichen 
für alle Schichten Mindestbesetzungen bekannt zu geben. Wir werben dafür, dass 
kein Betriebsrat, kein Personalrat und keine Mitarbeitervertretung einem Schichtplan 
zustimmt, der diese arbeitgeberseitige Festsetzung unterschreitet. 

Kleiner Koordinierungskreis 
 Tarifvertrag Entlastung im Saarland: 

am 11.4.17 

 


